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Geſetz-Sammlung 


für die 


AK oniglichen Preußiſchen Staaten. 


| 

—— Nr. 65. —— 

; 1 

| Gr. 6721.) Verordnung, betreffend die Einführung der Preußiſchen Geſetzgebung über die 5 
* Ertheilung von Erfindungs⸗ und Einführungspatenten in den Herzog Ba 
1 thümern Schleswig und Holſtein. Vom 24. Juni 1867. 


ie Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 

5 „Da in dem Gebiete der Herzogthümer Schleswig und Holſtein beſondere 

geſetzliche Beſtimmungen über die Ertheilung von Erfindungs⸗ und Einführungs⸗ 

hatenten bisher nicht beſtanden haben; f 

5 da es aber nöthig iſt, bis zu einer etwaigen allgemeinen geſetzlichen 
Regelung dieſer Angelegenheit bei Erkheilung ſolcher Patente für die genannten = 

Herzogthümer fortan dieſelben Grundſätze zur Anwendung zu bringen, welche für 2 

die älteren Landestheile zu Recht beftehen; 2 

fo verordnen Wir, auf Antrag Unferes Staatsminiſteriums, was folgt: 


Sl. 

5 Die Grundſätze über das Patentweſen, welche in der dieſer Verordnung 
„beigefügten Uebereinkunft vom 21. September 1842. (Geſetz⸗»Samml. für die 
„Königlich Preußiſchen Staaten von 1843. S. 265.) zwiſchen den zum Zoll- und 
Handelsvereine verbundenen Regierungen vereinbart ſind, ſollen fortan auch in 
den Herzogthümern Schleswig und Holſtein und zwar dergeſtalt zur Ausführung 
i on werden, als ob die Herzogthümer zu dem in der ebereinkunft erwähnten 
Vereinsgebiet gehörten. 

5 Den Inhabern der von jetzt ab ertheilten Patente ſollen die nach Nr. IV. 
dieſer Uebereinkunft zuläſſigen Rechte zuſtehen. 


a §. 2. 
Fähig, ein Patent zu erhalten iſt: 
1) jeder Preußiſche Unterthan, 
2) jeder Unterthan des Herzogthums Lauenburg, 
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3) jeder Unterthan der Vereinsſtaaten, mit welchen die Uebereinkunft vom 
21. September 1842. geſchloſſen i, Be 
4) jeder Unterthan eines Staates, welchem für feine Angehörigen in Bezug 
auf Handel und Gewerbe die Rechte der Preußen durch Vertrag zuge— 
ſichert ſind. i 
8 Wer ein Patent erhalten will, muß das desfallſige Geſuch bei dem Miniſter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten anbringen, dieſem Geſuche eine 
enaue Beſchreibung und Darſtellung der zu patentirenden Sache durch Modelle, 
Aich oder Schrift und, ſoweit es möglich iſt, durch dieſe drei Mittel 
zugleich, beifügen, auch ſich erklären, ob er das Patent für die ganze Monarchie 
oder für einen beſtimmten Theil derſelben und für welchen Zeitraum zu haben 
wünſcht. f BR | 
oe Miniſter veranlaßt eine Prüfung der angezeigten Erfindung oder 
Verbeſſerung durch Sachverſtändige, entſcheidet über das Geſuch ſowohl in Abficht 
der Patentirung im Allgemeinen, als über den Umfang und die Dauer des 
Patents, fertigt das Patent aus, läßt die eingereichten Modelle, Zeichnungen und 
Beſchreibungen ſorgfältig aufbewahren und verfügt die öffentliche Verkündung 
der Ertheilung des Patents. ; 8 


$. 4. on 


Die kürzeſte Zeit der Dauer eines Patents wird auf ſechs Monate, die 
llüngſte auf funfzehn Jahre beſtimmt. = 


See ; 


er von dem 
Miniſter zu beſtimmenden Friſt Gebrauch zu machen anfangen und daß er dies 
gethan, durch ein amtliches Atteſt nachweiſen, widrigenfalls ſein Recht für erloſchen 
erachtet wird. 1 5 8 . 
$. 6. 


i Wird von Seiten des Patentirten behauptet, daß er von Jemand in 
Pars Rechte beeinträchtigt worden, ſo muß er ſeine Beſchwerde bei derjenigen 
rovinzial⸗Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk der Beeinträchtiger feinen Wohnſitz 

a 0 anbringen. Dieſer Behörde gebührt mit Vorbehalt des en an den 
Miniſter 15 andel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten die definitive Entſcheidung 
über die Beſchwerde nach der unten folgenden Beſtimmung. = 


TI: Br 
Wer 1 95 wird, ein durch ein Patent erlangtes Recht beeinträchtigt 
zu haben, dem wird, unter Zulaſtlegung der Unterſuchungskoſten, die Benutzung 
oder Anwendung der patentirten Sache auf ſo lange, als das Patent beſteht, 
unterſagt, ihm auch bekannt gemacht, daß er im Wiederholungsfall mit Ko 


Der Patentirte muß von dem ihm verliehenen Rechte in d 


x 


ion der vorgefundenen Werkzeuge, Materialien und Fabrikate beſtraft werden 
rde, welche Strafe, wenn die Drohung fruchtlos iſt, dergeſtalt zur Ausführung 
gebracht wird, daß ſämmtliche konfiszirte Objekte dem Patentirten zur weiteren 
Benutzung übergeben werden, welchem e überlaſſen bleibt, im Wege des 
iwilprozeſſes den ihm zugefügten Schaden gegen den Beeinträchtiger geltend 
machen. 25 5 
8 §. 8. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten iſt mit der | 
Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. i 
Er Es unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
öniglichen Inſiegel. i 5 d 
Gegeben Berlin, den 24. Juni 1867. 


(J S.) Wilhelm. 


1 v. Bismarck Schönhauſen. Fh. v. d. Heydt. v. Roon. v. Mühle. 
d zur Lippe v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. f 


Uebereinkunft 8 


. 


der 


oll und Handelsvereine verbundenen Regierungen wegen Ertheilung 
von Erfindungs⸗Patenten und Privilegien. a 


Bom 21. September 1842. Bekanntmachung der Ratifikation vom 29. Juni 1843. 


Zur Ausführung des bei dem Abſchluſſe der Zollvereinigungsverträge 
legten Vorbehalts einer weiteren Vereinbarung über die Annahme gemein⸗ 
er Grundſätze hinſichtlich der Erfindungs⸗Patente und Privilegien iſt von 
Zoll- und Handelsvereine verbundenen Regierungen für die Dauer des 

Zoll⸗ und Handelsvereins e Uebereinkunft wegen 1 von Er⸗ 

imdungs - Patenten und Privilegien unter dem 21. September 1842. verabredet 

ind geſchloſſen worden: 5 i 
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für eine inländiſche Erfindung (Erfindungspatent), oder von einem Privilegium 
für die Uebertragung einer ausländiſchen Erfindung (Einführungspatent) ſich 
handeln, nach ſeinem Ermeſſen zu beſchließen und die ihm geeignet ſcheinenden 
Vorſchriften zu treffen, die ſämmtlichen Vereinsſtaaten verſtändigen ſich jedoch, 
um einestheils die aus dergleichen Privilegien hervorgehenden Beſchränkungen der 
Freiheit des Verkehrs unter den Vereinsſtaaten möglichſt zu beſeitigen, anderen 
theils eine Gleichmäßigkeit in den weſentlichen Punkten zu erreichen, in Folge 
des bei Eingehung der Zollvereinigungsverträge gemachten Vorbehalts allerſeits 
en die oe Grundſätze über das Patentweſen zur Ausführung zu 
ringen. a 8 


I. Es ſollen Patente überall nur für ſolche Gegenſtände ertheilt werden, 
welche wirklich neu und eigenthümlich ſind. i 
Die Ertheilung eines Patents darf mithin nicht ſtattfinden für Gegenſtände, 
welche vor dem Tage der Ertheilung des Patents innerhalb des Vereinsgebiets 
ſchon pie gangbar, oder auf irgend eine Weiſe bekannt waren; insbeſondere 
bleibt dieſelbe le bei allen Gegenſtänden, die bereits in öffentlichen 
Werken des In⸗ oder Auslandes, fie mögen in der Deutſchen oder in einer 
fremden Sprache geſchrieben ſein, dergeſtalt durch Beſchreibung oder Zeichnung 
erfolgen k ſind, daß danach deren Ausführung durch jeden Sachverſtändigen 
erfolgen kann. = 
> Die Beurtheilung der Neuheit und Eigenthümlichkeit des zu patentirenden 
Gegenſtandes bleibt dem Ermeſſen einer jeden Regierung überlaſſen. = 
Für eine Sache, welche als eine Erfindung eines vereinsländiſchen Unter⸗ 
thans anerkannt und zu Gunſten des letzteren bereits in einem Vereinsſtaate 
ne worden iſt, foll, außer jenem Erfinder felbft oder deffen Rechtsnachfolger, 
iemandem ein Patent in einem anderen Vereinsſtaate ertheilt werden. : 


I. Unter den im Artikel I. ausgedrückten Vorausſetzungen kann auf die 
Verbeſſerung eines ſchon bekannten oder eines bereits patentirken Gegenſtandes 
ein Patent gleichfalls ertheilt werden, ſofern die angebrachte Aenderung etwas 
Neues und e ausmacht; es wird jedoch durch ein ſolches Paten 
in dem Fall, wenn die Verbeſſerung einen bereits patentirten Gegenſtand betrifft, 
das für dieſen letzteren ertheilte Patent nicht beeinträchtigt, vielmehr muß das 
Recht zur Mitbenutzung des urſprünglich patentirten Gegenſtandes beſonders er 
worben werden. Se 


„III. Die Erteilung eines Patents darf fortan niemals ein Recht be⸗ 
gründen: 5 a N 


2) die Einfuhr ſolcher Gegenſtände, welche mit dem patentirten überein 


ſtimmen, oder 
b) den Verkauf und Abſatz derſelben zu verbieten oder zu beſchränken 

Ebenſowenig darf dadurch dem Patentinhaber ein Recht beigelegt werden, 
e) den 


Ba a en ne en ar 


e) den Ge- oder Verbrauch von dergleichen Gegenſtänden, wenn ſolche 
nicht von ihm bezogen oder mit ſeiner Zuſtimmung anderweitig angeſchafft 
ſind, zu unterſagen, mit alleiniger Ausnahme des Falles, wenn von 
Maſchinen und Werkzeugen für die Fabrikation und den Gewerhe⸗ 
betrieb, nicht aber von allgemeinen, zum Ge⸗ und Verbrauche des größe⸗ 
ren Publikums beſtimmten Handelsartikeln die Rede tt. 


IV. Dagegen bleibt es jeder Vereinsregierung überlaſſen, durch Erthei⸗ 


lung eines Patents innerhalb ihres Gebietes dem Patentinhaber 


1) ein Recht zur ausſchließlichen Anfertigung oder Ausführung des in Rede 
ſtehenden Gegenſtandes 


zu gewähren. 


Ingleichen bleibt es jeder Regierung anheimgeſtellt, innerhalb ihres 


Gebietes dem Patentinhaber ö 


2) das Recht zu ertheilen: 
a) eine neue Fabrikationsmethode, oder 


b) neue Maſchinen oder Werkzeuge für die Fabrikation in der Art 
auschließlich anzuwenden, daß er on ift, allen den⸗ 
jenigen die Benutzung der patentirten Methode oder den Gebrauch 
des patentirten Gegenſtandes zu unterſagen, welche das Recht dazu 
nicht von ihm erworben oder den patentirten Gegenſtand nicht von 
ihm bezogen haben. 8 


V. Es ſollen in jedem Vereinsſtaate die Unterthanen der übrigen 
Vereins ſtaaten ſowohl in Betreff der Verleihung von Patenten, als auch hin⸗ 


An e des Schutzes für die durch die Patentertheilung begründeten Befugniſſe, 
den eigenen Unterhanen gleich behandelt werden. 


Die in einem Staate erfolgte Patentertheilung ſoll jedoch keinesweges als 


eine Rücksicht geltend gemacht werden dürfen, aus welcher nun auch in anderen 


Vereinsſtaaten ein Patent auf denſelben Gegenſtand nicht zu verſagen wäre. Die 


Entſcheidung der Frage, ob ein Gegenſtand zur Patentertheilung geeignet ſei oder 
nicht, bleibt vielmehr innerhalb der gemeinſam vereinbarten Grenzen dem freien 
Ermeſſen jedes einzelnen Staates nach den von ihm für räthlich befundenen 
Grundſätzen vorbehalten, ohne daß dieſem Ermeſſen durch die Vorgänge in an⸗ 
deren Vereinsſtaaten Ae werden darf. Die Gewährung eines Patents 
begreift ferner für den Ih 


vierthan eines anderen Vereinsſtaates die Befugniß zur 
ſelbſtſtändigen Niederlaſſung und Ausübung des Gewerbes, in welches der paten⸗ 


finde Gegenſtand einſchlägt, nicht in ſich, vielmehr iſt die Befugniß hierzu nach 
Maaßgabe der Verfaſſung jedes Staates beſonders zu erwerben. f 


VI. Wenn nach Ertheilung eines Patents der Nachweis geführt wird, 


daß die Vorausſetzung der Neuheit und Eigenthümlichkeit nicht gegründet 


eweſen ſei, fo ſoll daſſelbe ſofort zurückgenommen werden. In ſolchen Fällen, 
(Nr. 6721) d ES wo 


x US beſtimmten 


vu. Die. en, eines Patents in einem u Wereinäfkante iſt fogfeic, 
ante allgemeiner Bezeichnung des Gegenftandes, des Namens und Wohnortes des 
Patentinhabers, ai owie der Dauer des Patents, in den zu amtlichen e 
lättern h de J verkünden. 

In gleicher Art iſt auch die Prolongation eines Patents oder die Zurück 


\ nahme deſfeben vor Ablauf des urſprünglich beſtimmten Zeitraumes A 
bekannt zu machen. = 


# VIII. Die ſämmtlichen Bereinsregierungen werden ſich nach dem Ablaufe 
jedes Jahres vollſtändige Verzeichniſſe der im Laufe 1 8 ertheilten Ae 
gegenſeitg mittheilen. s 


wen 


Die vorſtehende Verordnung ift durch die Geſetz- Sammlung zu publiziren. = 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
chen Inſiegel. d i F 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 2. Juli 1867, 
(L. S.) Wilhelm. 


5 d. Heydt. v. Roon. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


. 
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Gr. zu Eulenburg. . 


(Ir. 6728.) 


— 


— 


(Fr. 6723.) Verordnung, betreffend die Erhebung der Erbſchaftsabgabe in den durch di 
Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit der Monarchi 
vereinigten Landestheilen. Vom 5. Juli 1867. RR: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen ı. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums für die durch die Geſetze 
vom 20. September und 24. Dezember 1866. 0 S. 555. 875. 
und 876.) mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme 
der vormals Königlich Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf und des vormals Heſſen⸗ 
Homburgiſchen Oberamtes Meiſenheim, was folgt: | 


gl; 
Erbſchaften, ſowie auch Vermächtniſſe oder Legate, Schenkungen von Todes⸗ 
wegen (mit Einſchluß der remuneratoriſchen), Lehns- und Fideikommiß⸗ Anfälle, 
ohne Unterſchied, ob der Anfall Inländern oder Ausländern zukommt, werden 
nach dem Betrage des Anfalles ($$. 2. bis 4. dieſer Verordnung) nach Vorſchrift 
. anliegenden, von Uns vollzogenen Tarifs verſteuert. N 


2 


5 Bei Berechnung der Erbſchaftsabgabe find folgende Vorſchriften zu be⸗ 
achten: 8 ö 


a) Die Erbſchaftsabgabe wird von demjenigen Betrage geg um den der 
Erbe oder Legatar u. ſ. w. durch den Empfang der Erbſchaft oder des 
Legats u. ſ. w. wirklich reicher wird. Es gehören daher zur ſteuer⸗ 
a 1 Erbſchaftsmaſſe alle ausſtehenden Forderungen derſelben, auch 
iejenigen, welche der Erbe ſelbſt oder der Legatar zur Maſſe ſchuldet, 
oder ihnen erſt mit der Erbeseinſetzung oder durch das Vermächtniß er⸗ 
laſſen werden. Dagegen kommen auch von der Erbſchaft in Abzug alle 
Schulden und Laſten, welche mit und wegen derſelben übernommen werden. 


ph) Zur ſteuerpflichtigen Erbmaſſe gehören nicht Grundſtücke und Grund⸗ 
gerechtigkeiten, welche außerhalb Landes liegen. a 
Auch anderes im Auslande befindliches, zur Exbfehaftsmaffe. ge 
höriges Vermögen iſt ſteuerfrei, wenn nachgewieſen wird, daß im Aus⸗ 
f die dort üblichen Erbſchaftsabgaben davon haben entrichtet werden 
müſſen. ER 
Schulden und Laſten, welche ihrer Beſchaffenheit nach unzweifel⸗ 
haft auf dem im Auslande befindlichen ſteuerfreien Theile der Erbſchaft 
haften, können aber auch von dem ſteuerpflichtigen Theile derſelben nicht 
in Abzug gebracht werden. 5 


e) Unſichere Forderungen kommen mit einem muthmaßlichen Werthe in 
Rechnung, den der Erbe in a i 0 1 Findet die Steuerbehörde 
den vorgeſchlagenen Werth zu niedrig, ſo kann ſie den Umſtänden ne “ 

x ä auch 


| 110 
auch die Erhebung der Erbſchaftsabgabe vom Betrage folcher Forderungen 


bis zum Ausgange derjenigen Verhandlungen ausſetzen, von welchen 
deren Bezahlung abhängt. 


d) Erben, welche Bedenken tragen, den Werth des Nachlaſſes durch Vor⸗ 
legung eines Inventariums nachzuweiſen, ſoll auch e ſein, ein 
Averfionalguantum für die Erbſchaftsabgabe anzubieten, deſſen Annahme 
das Finanzminiſterium nachgeben 17 0 wenn das Anerbieten dem wahr⸗ 
ſcheinlichen Werthe der angefallenen Erbſchaft angemeſſen iſt. 


e) Bei Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ Anfällen, fie mögen in Gütern oder 
Kapitalien beſtehen, iſt das 1 ihres einjährigen Ertrages der 
ſteuerpflichtige Betrag. Gegenſtände, welche dem Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗ 
Erben keine Nutzungen gewähren, werden nicht verſteuert. 


§. 3. 


d Wenn der Werth eines Gegenſtandes ausgemittelt werden ſoll, um den 
N der Erbſchaftsabgabe zu beſtimmen, fo iſt dabei nach folgenden Regeln zu 
verfahren: 5 


a) die Berechnung iſt in Preußiſchem Silbergelde nach dem Dreißigthaler⸗ 
fuße anzulegen; 


p) es müſſen alſo alle in anderen Währungen e Werthe nach 
ihrem Betrage in Preußiſchem 1 ausgedrückt werden. Hierbei 
ſollen zehn Thaler in Gold für eilf Thaler in Silbergeld und andere 
Währungen nach den vom Finanzminiſter fe beit Mittelwerthen, oder, 
falls die Feſtſetzung eines Mittelwerthes nicht ſtattgefunden hat, nach dem 
Tageskurſe zur Zeit des Anfalles angenommen werden; 


e) von immerwährenden Nutzungen wird das Zwanzigfache ihres einjährigen 
Betrages als Kapitalwerth angenommen, von einer Leibrente oder einem 
Nießbrauchsrecht auf Lebens⸗ oder andere unbeſtimmte Zeit dagegen nur 
das Zwölfundeinhalbfache der einjährigen Nutzung, . 


d) Nutzungen eines Kapitals find zu fünf vom Hundert jährlich zu veran⸗ 
1 ſofern der Erbe nicht nachweiſt, daß er ar einen geringeren 
Prozentſatz beſchränkt iſt ); 

e) der Werth von Bergwerksantheilen iſt nach dem Gutachten der Ober⸗ 
bergämter anzunehmen, 

() der Betrag aller übrigen beweglichen und unbeweglichen Gegenſtände 

iſt der Steuerpflichtige nach dem Werthe zur Zeit des Anfalles anzugeben 
verpflichtet. Trägt die Steuerbehörde Bedenken, dieſe Angabe für richtig 
anzunehmen, ſo kann ſie die r den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Aufnahme gerichtlicher Taxen veranlaſſen. 


Jahrgang 1867. (Nr. 67280 147 §. 4. 


4 | 


Die Erbſchaftsabgabe wird nach dem ganzen Antheile jedes einzelnen Theil: 1 


nehmers für dieſen beſonders berechnet. 

Bei Beurtheilung der Verwandtſchaftsgrade, wonach der Anfall beſteuert 
wird, kann nicht auf ein Verhältniß zurückgegangen werden, welches durch richter⸗ 
liches Erkenntniß oder Vertrag ſchon vor erfolgtem Anfalle zu beſtehen aufgehört 
hat. Namentlich iſt dies auf geſchiedene Ehegatten und aufgehobene Einkind⸗ 
ſchaften anwendbar und werden Anfälle, welche nach erfolgter Trennung der Ehe 


oder nach aufgehobener Einkindſchaft ſtattfinden, lediglich nach demjenigen Ab⸗ 1 


gabenſatze beſteuert, welcher ohne Rückſicht auf die vormaligen ſolchergeſtalt ge 
trennten Verhältniſſe anwendbar bleibt. 9 

Der Steuerſatz von Lehns⸗ und Fideikommißanfällen wird nur nach dem 
Verwandtſchaftsgrade en dem letzten Inhaber des Lehns oder Fideikommiſſes 
und deſſen jedesmaligem Nachfolger im Beſitze deſſelben beſtimmt. 


§. 5. 
Für die Erbſchaftsabgabe haftet die ganze Erbſchaftsmaſſe, woraus ſie bin⸗ 
nen ſechs Monaten, vom Erbanfalle an gerechnet, entrichtet werden muß. Eine 
längere Friſt kann auf Anſuchen der Erben dann ertheilt werden, wenn beſondere 
Grunde dies Geſuch rechtfertigen. Die ide diele der Ae der e der 
Erben darf jedoch niemals zum Vorwande dienen, die Zahlung der Erbſchafts⸗ 
abgabe, ſo weit der Nachlaß liquid iſt, zu verzögern. 
Für Nutzungen, welche dem Erben, Dongtar oder Legatar erſt in Zukunft 
anheimfallen ſollen, kann die Zahlung der Erbſchaftsabgabe nicht eher verlangt 
werden, bis der Anfall wirklich erfolgt iſt. 
Auch kann der Benefizialerbe, welcher ein Inventarium überreicht, und 
den Nachlaß auf Erfordern eidlich manifeſtitt hat, erſt dann zur Entrichtung einer 
Erbſchaftsabgabe angehalten werden, wenn erhellt, daß die Vermögensmaſſe die 
Schulden h f 
Von dem Nießbrauch, der einem Vater an dem mütterlichen Vermögen 
ſeiner Kinder durch Teſtament, Erbvertrag oder eine andere letztwillige Verfügung 
auf Lebenszeit, bis zur anderweitigen Verheirathung oder ſonſt ai unbeſtimmte 
Zeit e worden, ſoll die Erbſchaftsabgabe erſt dann erhoben werden, wenn 
der Valer auch nach Beendigung der väterlichen Gewalt den Nießbrauch fortſetzt. 
5 Wenn die Kinder eines überlebenden Ehegatten mit demſelben die Güter⸗ 
ane fortſetzen, ſo iſt während der Dauer dieſes Verhältniſſes keine 
eranlaſſung zur Erhebung der Erbſchaftsabgabe vorhanden. a 


$. 6. Fe 5 

Erben und Miterben find für die richtige Bezahlung der Erbſchaftsabgabe 
ſolidariſch verpflichtet. 

Inhaber der Erbſchaft, eee der Erbintereſſenten, oder Teſtaments⸗ 

vollzieher dürfen die Erbſchaft, einzelne Erbtheile oder Vermächtniſſe nur N 


| — 1123 — 

5 Abzug der darauf treffenden Erbſchaftsabgabe, oder nachdem ihnen die Berich⸗ 
tigung derſelben nachgewieſen worden, ausantworten und bleiben im entgegen⸗ 
geſetzten Falle für die Steuer verhaftet. f 


ET 


| Die Berechnung und Einziehung der Erbſchaftsabgabe wird durch die von 
dem Finanzminiſter zu beſtimmenden Behörden der Verwaltung der indirekten 
Steuern beſorgt. Dieſelben erhalten nach näherer Vorſchrift der betreffenden 
Miniſterien von allen Pfarrern, ohne Unterſchied der Religion, ingleichen von 
Civilſtandsbeamten, von den Vorſtehern der Synagogengemeinden u. ſ. w. pe⸗ 
frlaiodiſche Auszüge aus den Todtenliſten. — Auch iſt Jeder, dem eine ſteuerpflich⸗ 
tige Erbſchaft, Vermächtniß oder Schenkung von Todeswegen im Inlande zufällt , 
verpflichtet, binnen drei Monaten nach erfolgtem Anfalle eine wenigſtens vorläufige 
Anmeldung dieſes Anfalles bei gedachten Beh örden einzureichen, und dieſe Ver⸗ 
pflichtung liegt auch den Erben in Rückſicht der aus der Erbſchaft zu zahlenden 
Vermächtniſſe und Schenkungen von Todeswegen ob. 
Der Erbe hat ein Inventarium des Nachlaſſes einzureichen und kann zur 
eidlichen Manifeſtation deſſelben angehalten werden. 


$. 8. 

Iſt die Erbſchaftsabgabe berechnet, Al: ertheilt die im $. 7. e Behörde 
en Erben ein koſten⸗ und ſtempelfreies Atteſt, in welchem der Betrag der gan⸗ 
zen Erbſchaft, der einzelnen Erbtheile, des Vermächtniſſes und der Schenkung 
von Todeswegen, das Verwandtſchaftsverhältniß und die Beträge der von den 
einzelnen Erbnehmern zu entrichtenden Abgabe auszudrücken ſind, und zugleich die 
SA zur Entrichtung der Abgabe bei der namentlich zu bezeichnenden 

teuerſtelle. 


EN 


8. 

5 Die Unterlaſſung der Anmeldung einer ſteuerpflichtigen Erbſchaft, Ver⸗ 

mächtniſſes oder Schenkung von Todeswegen innerhalb der geſetzlichen Friſt wird 
durch Verdoppelung des Betrages der Erbſchaftsabgabe beahndet. Werden ſteuer⸗ 
pflichtige Erbſchaften, Vermächtniſſe und Schenkungen zwar angemeldet, aber nicht 
innerhalb der geſetzlichen, oder auf Anſuchen verlängerten Friſt verſteuert, ſo tritt 
Au an die Verdoppelung des Betrages der Erbſchaftsab abe als Strafe ein. 
Auch kann alsdann die Ausmittelung des Betrages der Erbſchaft auf Koſten 
des Säumigen vorgenommen werden. 


f 5. 10. 
In Betreff des adminiſtrativen und gerichtlichen Strafverfahrens kommen 
dieſelben Vorſchriften zun Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren wegen 
Zollvergehen beſtimmt. | 
Denunzianten erhalten ein Drittheil von den nach F. 9. feſtgeſetzten Strafen. 
x. 6723.) 147 as Sl: 
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SE. 


Außer den Steuerbehörden haben alle diejenigen Staats⸗ und Kommunal⸗ 
behörden und Beamten, welchen eine richterliche oder Polizei⸗Gewalt anvertraut 
iſt, die beſondere Verpflichtung, alle bei ihrer Amtsverwaltung zu ihrer Kenntniß 
kommende Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz Behufs Einleitung des Straf⸗ 
verfahrens ($. 10.) zur Anzeige zu bringen. 

Die Beſtimmung im 1 05 Abſatz des §. 10. dieſer Verordnung findet 
auf die gedachten Beamten und die Vorſteher oder Mitglieder der bezeichneten 
Behörden, ſowie auf Rechtsanwalte und Notarien keine Anwendung. 5 

Kein Gericht oder Notar darf bei eigener Vertretung der Erbſchaftsabgabe 
für Erben, Legatarien oder Donatarien in W auf ihnen zugefallene Erb⸗ 
ſchaften, Vermächtniſſe oder Schenkungen von Todeswegen eine Handlung vor⸗ 
nehmen, bevor nicht nachgewieſen worden, daß entweder die Erbſchaftsabgabe 
bereits berichtigt, oder doch Une die Behörde, welcher die Aufſicht über die 
A und Berichtigung der gedachten Abgabe zunächſt obliegt, von der 
vorzunehmenden Handlung unterrichtet ſei. 


K. 12. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. September 1867. in Kraft. 


Von demſelben . ab werden die geſetzlichen Vorſchriften, welche 
über die Beſteuerung der Erbſchaften in den im Eingange bezeichneten Landes⸗ 


theilen beſtehen, insbeſondere: 
a) in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein: we 


die Verordnung vom 12. September 1792., betreffend eine Ab⸗ 
1 von Verlaſſenſchaften u. ſ. w., ſowie die Verordnung vom 8. Fe 
ruar 1810., betreffend die anf die Bet einer Abgabe von 4 Prozent 


u. ſ. w., inſoweit dieſelbe ſich auf die Beſteuerung von Erbſchaften bezieht, 
und das Geſetz vom 19. Februar 1861. wegen der Erbſchafts⸗ 
ſteuer in den vormals Königlich Däniſchen Landestheilen, 32 


b) in dem vormaligen Königreiche Hannover die in dem Tarife, welcher 
dem dba a vom 30. Januar 1859. angehängt iſt, unter den 
laufenden Nummern 32. 69. 121. enthaltenen Poſtttönen und die auf 
Schenkungen von Todeswegen bezügliche Beſtimmung unter Nr. 106., 


e) in dem vormaligen Serpalhum Naſſau die Beſtimmungen über die 

dne von Erbſchaften im F. 10. des Ediktes vom 
9/11. Dezember 1815., im $. 42. des Ediktes vom 26./27. Januar 1816. 
und in der Regierungsverordnung vom 15. März 1816., im $. 2. des 
Ediktes vom 13. Mai 1818. und in der Regierungsverordnung vom 
2. Januar 1827., 8815 


d) in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheilen die Verordnun en 
über die Kollateralgelder vom 1 en 1808. und vom 8. Juni 10 
ü e) in 


1 — 
e) in den vormals Heſſen⸗Homburgiſchen Landestheilen die Verordnungen 


über die Kollateralgelder vom 11. Auguſt 1808., 12. März 1810., 
30. Oktober 1846., 22. April 1848. und 5. Oktober 1849.) 


f) in den vormals Königlich Bayeriſchen Landestheilen die Beſtimmungen 
über die Erbſchaftstaxe in dem Geſetze vom 28. Mai 1852. 


5 inſoweit nachſtehend nicht etwas Anderes verordnet iſt, außer Wirkſamkeit geſetzt. 


§. 13. 


855 n den im F. 12. unter a. und e. bis £. bezeichneten Landestheilen kom⸗ 
men hinſichtlich der Beſteuerung der vor dem 1. September 1867. eingetretenen 
Etrbfälle noch die bisherigen Geſetze zur Anwendung. Der Finanzminiſter iſt 
jedoch ermächtigt, auch für i Fälle die Feſtſtellung und Einziehung der Steuer 
den im 5 7. gedachten Behörden zu übertragen und in Betreff des Verfahrens 
die erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen. In denjenigen vor dem 1. September 
1867. eingetretenen Erbfällen, in welchen wegen Fortdauer der Gütergemeinſchaft 
wwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den Kindern, oder wegen des einem 
Dritten zuſtehenden Nießbrauches die Verſteuerung al ift, erfolgt dieſelbe 
nach dem 1. September 1867. lediglich nach Vorſchrift dieſer Verordnung und 
des anliegenden Tarifes. 


$. 14. 


In dem vormaligen Königreiche Hannover unterliegen vom 1. Septem⸗ 
ber 1867. ab letztwillige Verfügungen bei ihrer Errichtun einer Stempelabgabe, 
welche 85 Teſtamente 2 Thaler, für Kodizille 15 Sgr. beträgt. 
| on den vor dem 1. September 1867. errichteten Teſtamenten und 
Kodizillen, welche erſt nach dieſem Tage eröffnet werden, ift dieſelbe Stempel⸗ 
abgabe bei deren Eröffnung zu entrichten. 
$. 15. 

Der Finanzminister iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 
i Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 5. Juli 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Ftch. v. d. Heydt. v. Roon. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
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nach welchem die Erbſchaftsabgabe zu erheben iſt. 


Allgemeine Vorſchrift. 


| Die Abgabe beträgt mindeftens 5 Sgr. und fteigt von 5 zu 5 Sgr. Es 
wird daher, wenn der berechnete Betrag 5 Sgr. überſteigt, aber nicht über 10 Sgr. 
hinausgeht, 10 Sgr. u. ſ. w. entrichtet. Se 
Der Anfall wird verfteuert: 
A. mit Einem vom Hundert des Betrages, wenn er gelangt 


b) an Hausoffi 
der Anfall in 


ni 

haben | RE 
bh) an adoptirte oder nur in Folge der Einkindſchaft zur Erbſchaft 

berufene Kinder; 5 


e) an vollbürtige und Halbgeſchwiſter und deren eheliche Des⸗ 
zendenten; 2 
C. mit Vier vom Hundert des Betrages, wenn er gelangt 


a) an ſolche Verwandte, welche 1 oder unter „Befreiungen“ Nr. 
nicht benannt worden, ſofern ſie nicht über den ſechsten Gra 
hinaus mit dem Erblaſſer verwandt find; s Ws 


b) an Stiefkinder und Stiefeltern; 
e) an Schwiegerkinder und Schwiegereltern; 


R 
D. mit Acht vom Hundert des Betrages, wenn er gelangt 


a) an ſolche, die nur im ſiebenten oder einem noch entfernteren Grade 
mit dem Erblaſſer verwandt find; 

p) an Schwäger und Schwägerinnen ; 

e) an alle übrige Nichtverwandte ohne Unterſchied. 


Befreiungen. 


Von der Erbſchaftsabgabe befreit iſt: 

1) jeder Anfall, welcher den Betrag von 50 Thaler Silbergeld nicht er⸗ 
reicht. Sind mehrere Theilnehmer an der Erbſchaft vorhanden, 10 wird 
jeder einzelne Antheil nur dann verſteuert, wenn derſelbe 50 Thaler oder 
mehr beträgt / 

2) jeder Anfall, welcher gelangt 

a) an Aszendenten ohne Unterſchied / 

p) an Deszendenten, ſofern dieſelben aus gültigen Ehen abſtammen 
oder nachfolgend durch ſolche le itimirt find; auch uneheliche Kinder 
haben von dem Nachlaſſe ihrer utter oder deren Aszendenten keine 
Erbſchaftsabgabe zu entrichten / 

e) an überlebende Ehefrauen, inſofern ſie zugleich mit hinter⸗ 
laſſenen ehelichen Kindern ihres verſtorbenen Ehemannes zur 
Erbſchaft gelangen 

d) an Perſonen, welche in Dienſten und Lohn des Erblaſſers 90 
ſtanden haben, jedoch nur für eine Summe von 300 Thaler Kapital 
einschließlich; 

e) an Kirchen, öffentliche Armen Kranken, Arbeits, Straf- und 
Beſſerungs⸗Anſtalten, ferner Waiſenhäuſer und andere milde Stif⸗ 
tungen, inſofern ſolche nicht einzelne Familien oder beſtimmte Per⸗ 
ſonen betreffen; öffentliche Schulen und Univerſitäten / 

f) an Stadt⸗ und Landgemeinden und Gutsherrſchaften zur Verwendung 
für die Ortsarmen 

g) an gemeinnützige Aktien⸗Baugeſellſchaften (Geſetz vom 2. März 1867. 
Geſeh⸗ Samml. S. 385.) / 

h) an Privatunternehmungen, welche nicht auf einen beſonderen Geld⸗ 
gewinn der Unternehmer erichtet find, ſondern einen emeinnützigen, 
nicht auf einzelne Familien oder e beſchränkten Zweck 
haben, ſofern 0 Unternehmungen die Befreiung von Erbſchafts⸗ 
abgaben in den andestheilen, wo das Geſetz wegen der Stempel⸗ 
ſteuer vom 7. März 1822. gilt, oder in den im Eingange dieſer 
Verordnung bezeichneten Landestheilen nach den bisherigen Beſtim⸗ 
mungen zucht oder künftig verliehen werden wird. f 

(Nr. 6723.) i) Im 


zeichneten! 
Ninsbeſondere 


3) jeder Anfall, welcher in einer jährlichen Vergeltung aufgetragener Dienſt⸗ 

lleiſtungen besteht und auf die Dauer dieſer Den beſchränkt 
iſt. ird dagegen ein Kapital hinterlaſſen, deſſen Zinſen auch nach 
vollendeter Dien leiſtung einen Zuwachs für das Vermögen des Em⸗ 
pfängers bilden, ſo bleibt dieſe letztwillige Zuwendung der Erbſchafts 
abgabe unterworfen. 1 


Gegeben Berlin, den 5. Juli 1867 | 
(L. S.) Wilhelm. 


au Frh. v. d. Heydt. v. Roon. v. Mühler. Gr. zur Lippe. 5 
. 5 v. Selchow. „„ 
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